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Terminhinweise

Freitag, 16. November, 10 Uhr, Gabelsbergerstraße 72

Bürgermeisterin Christine Strobl spricht anlässlich 25 Jahre Haus an der
Gabelsbergerstraße des Katholischen Männerfürsorgevereins München.
Das Angebot der Einrichtung richtet sich an ältere alleinstehende, woh-
nungslose Menschen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten sowie
Menschen mit geistigen, psychischen und/oder physischen Erkrankungen,
bei denen ein dauerhaftes Wohnen mit Betreuung die adäquate Hilfe ist.

Wiederholung
Freitag, 16. November, 18 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Zentraler Festakt anlässlich „40 Jahre Münchner Bildungswerk“. Bürger-
meisterin Christine Strobl spricht Grußworte. Im Anschluss hält Professor
Ernst Pöppel, Vorstand des Humanwissenschaftlichen Zentrums der Lud-
wig-Maximilians-Universität München, einen Vortrag zum Thema „Bildung
– eine Sache des Gehirns“.
Das Münchner Bildungswerk ist Deutschlands größte Einrichtung der ka-
tholischen Erwachsenenbildung. Es veranstaltet Führungen, Vorträge und
Kurse zu den Bereichen Theologie und Ethik, Familien- und Elternbildung,
Seniorenbildung, Integrations- und Migrationsbildung, Bürgerschaftliches
Engagement, Kulturelle Bildung und Weiterbildung.

Wiederholung
Freitag, 16. November, 18 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal

Stadtrat Yasar Fincan (SPD) begrüßt in Vertretung des Oberbürgermeisters
den Armenischen Chor „Surp Vartanants“ der Stadtgemeinde Sisli/Istanbul
zu einem Stehempfang. Der Chor besteht aus 60 Mitgliedern.

Wiederholung
Freitag, 16. November, 19 Uhr, Hofbräukeller, Innere Wiener Straße 19

Im Rahmen einer Jubiläumsfeier spricht Oberbürgermeister Christian Ude
zum 100-jährigen Bestehen des Deutschen Mieterbundes (DMB) Landes-
verband Bayern e.V.

Wiederholung
Freitag, 16. November, 20 Uhr, Marionettentheater, Blumenstraße 32

Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers spricht zur Eröffnung des Fest-
wochenendes zu Ehren von „Papa Schmid“ anlässlich des 190. Geburts-
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tages und 100. Todestages von Josef Leonhard Schmid, dem Gründer des
Münchner Marionettentheaters. Im Anschluss an die Filmpremiere „Auf
den Spuren von Papa Schmid“ und einer historischen Puppentheaterauf-
führung wird der Pocci-Preis der Franz-Graf-von-Pocci-Gesellschaft an den
Intendanten des Münchner Marionettentheaters, Siegfried Böhmke, über-
reicht.

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 22. November, 15 bis 17 Uhr, Foyer der

Volkshochschule, 3. Stock, Nymphenburger Straße 171 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 9 (Neuhausen - Nymphen-
burg) mit der Vorsitzenden Ingeborg Staudenmeyer.

Donnerstag, 22. November, 19 Uhr,

Aula der Rudolf-Diesel-Realschule, Schulstraße 3 (barrierefrei)

Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 9 (Neuhausen - Nymphenburg).
Der Versammlungsleiter Hep Monatzeder und die Bezirksausschussvor-
sitzende Ingeborg Staudenmeyer informieren zu Beginn über wichtige The-
men und Projekte im Stadtbezirk.
Bürgersprechstunde

Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreterinnen und Vertreter aus folgenden Berei-
chen interessierten Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort: Baurefe-
rat-Gartenbau und Tiefbau, Bauzentrum, Kreisverwaltungsreferat-Straßen-
verkehr, Bezirksinspektion Mitte, Referat für Gesundheit und Umwelt, En-
ergieberatung, Münchner Verkehrsgesellschaft-Öffentlicher Nahverkehr,
Polizeiinspektion, Stadt-Information und die Bezirksausschussvorsitzende
Ingeborg Staudenmeyer.
Das SBH Neuhausen - Moosach ist mit einem Informationsstand zum
Thema „Tagesmutter/Tagesvater – Ein neuer Weg für Sie?“ vertreten.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter informieren über den Weg zur Tages-
mutter/zum Tagesvater.

Donnerstag, 22. November, 18.30 Uhr, Stadtteilzentrum

Fürstenried Ost, „Bürgersaal“, Züricher Straße 35 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen - Obersend-
ling - Forstenried - Fürstenried - Solln) mit dem Vorsitzenden Hans Bauer.
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Meldungen

Ausweis-Check vor Auslandsreisen

(15.11.2012) Das Kreisverwaltungsreferat erinnert die Münchner Bürgerin-
nen und Bürger daran, bei Auslandsreisen rechtzeitig die Gültigkeit ihrer
Ausweise zu überprüfen. Wer beispielsweise in den Weihnachtsferien ver-
reisen möchte und einen neuen Pass benötigt, sollte sich bereits jetzt auf
den Weg ins Bürgerbüro machen. Die Ausstellung eines Reisepasses oder
Personalausweises dauert zirka vier bis fünf Wochen. Für kurzfristige An-
liegen besteht zwar die Möglichkeit, einen vorläufigen Reisepass bezie-
hungsweise Personalausweis oder aber auch einen Expresspass zu be-
antragen. Dies ist jedoch mit höheren Kosten verbunden.
Für die Antragstellung werden ein aktuelles biometrisches Lichtbild, die
Antragsgebühr und das bisherige Ausweisdokument benötigt. Minder-
jährige müssen für die Beantragung eines Reisepasses zudem mit einem
Elternteil erscheinen. Seit dem 26. Juni benötigen auch Kinder für Reisen
außerhalb Deutschlands einen eigenen Reisepass. Kindereinträge im Rei-
sepass der Eltern sind seit diesem Tag ungültig.
Diese Bürgerbüros stehen für die Beantragung zur Verfügung:
- Zentrale im KVR , Ruppertstraße 19 (Innenstadt)
- Orleansplatz 50 (Ost)
- Leonrodstraße 21 (West)
- Riesenfeldstraße 75 (Nord)
- Pasing, Landsberger Straße 486 (West)
- Forstenrieder Allee 61a (Süd)
Weitere Informationen zur Antragsgebühr, der Gültigkeitsdauer und den
Öffnungszeiten sind unter www.muenchen.de/buergerbuero erhältlich.

Vorbereitung für Stadtteilwoche Neuhausen – Nymphenburg

(15.11.2012) Das Kulturreferat lädt zu einer ersten Vorbereitungssitzung für
die Stadtteilwoche Neuhausen – Nymphenburg für Montag, 19. Novem-
ber, um 19 Uhr in der Gaststätte Hirschgarten, Hirschgarten 1, ein. Zur Be-
teiligung aufgerufen sind alle im Viertel ansässigen Vereine, Initiativen, In-
stitutionen, Künstlerinnen und Künstler sowie alle interessierten Bürgerin-
nen und Bürger. Die Stadtteilwoche wird vom 28. Juni bis 4. Juli vom Kul-
turreferat in Zusammenarbeit mit dem Bezirksausschuss 9 (Neuhausen –
Nymphenburg) veranstaltet. Bei dieser ersten Sitzung werden das Kon-
zept der Stadtteilwoche vorgestellt und erste Ideen und Beteiligungsmög-

http://www.muenchen.de/buergerbuero
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lichkeiten gesammelt sowie die Anmeldeformulare ausgegeben. Eine An-
meldung zur Sitzung ist nicht erforderlich.
Nähere Informationen beim Kulturreferat unter Telefon 2 33-2 81 25 oder
www.muenchen.de/stadtteilkultur

Jubiläumsfestschrift zum Erasmus-Grasser-Preis

(15.11.2012) Anlässlich der 20. Verleihung des Erasmus-Grasser-Preises
gibt das Referat für Arbeit und Wirtschaft eine Festschrift heraus. Die
reich bebilderte Broschüre beschreibt die Geschichte der Auszeichnung.
Sie enthält Informationen zum Namensgeber Erasmus Grasser und lässt
zahlreiche Preisträger und Wegbegleiter zu Wort kommen.
Der Preis wird seit 1993 durch das Referat für Arbeit und Wirtschaft in
Kooperation mit der Handwerkskammer für München und Oberbayern
für beispielhafte Ausbildungsarbeit an Münchner Handwerksbetriebe ver-
liehen.
Die Festschrift kann bei Daniel Grebe, Telefon 2 33-2 20 06, E-Mail:
daniel.grebe@muenchen.de bestellt oder unter www.muenchen.de/mbq
heruntergeladen werden.

Infoabend über energetische Gebäudesanierung

(15.11.2012) Energie am Gebäude zu sparen, ist sowohl aus ökonomischer
als auch aus ökologischer Sicht sinnvoll. Die Modernisierung einer Immobi-
lie kann für das Verhältnis zwischen Mieter und Vermieter aber auch zum
Prüfstein werden, wie Rechtsanwältin Dorothea Modler vom Mieterverein
München e.V. am Dienstag, 20. November, ab 18 Uhr im Bauzentrum
München zeigen wird.
Verbesserungen liegen natürlich im Interesse aller Beteiligten. Oft sind
Mieterinnen und Mieter aber nicht mehr in der Lage, die zum Teil drasti-
schen Mietsteigerungen zu bezahlen. Vermieterinnen und Vermieter hin-
gegen sind mit Investitionen in Mietshäuser oft auch deshalb zurückhal-
tend, weil sie Sorge haben, dass die Mieter die Durchführung der Arbeiten
behindern könnten. Deshalb ist es für beide Parteien wichtig, ihre Rechte
und Pflichten zu kennen. Modler wird zunächst erklären, was der Unter-
schied zwischen einer Modernisierung und einer Reparatur ist und Beispie-
le nennen, wann Mieterinnen und Mieter ein Vorhaben zurückweisen kön-
nen und wann nicht. Die Rechte und Pflichten der Parteien während der
Bauarbeiten und die Möglichkeiten der Mieterhöhung sind ebenfalls The-
men ihres Vortrags. Der Eintritt ist frei.
Das Bauzentrum München befindet sich in der Messestadt Riem an der
Willy-Brandt-Allee 10 (U2, Haltestelle Messestadt West, von dort nur fünf

http://www.muenchen.de/stadtteilkultur
http://www.muenchen.de/mbq
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Gehminuten; mit der S2 bis Haltestelle Riem, dort umsteigen in Bus 190
bis Messestadt West; mit dem Auto über die A94, Ausfahrt München-
Riem oder Feldkirchen-West, Parkhaus direkt hinter dem Bauzentrum
München). Internet: www.muenchen.de/bauzentrum, Telefon 54 63 66-0,
E-Mail: bauzentrum.rgu@muenchen.de.

http://www.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 15. November 2012

Wie prekär ist die Ersatzteilsituation bei den Münchner U-Bahnen?

Dienen auch moderne C-Züge als Ersatzteilspender?

Anfrage Stadträte Dr. Georg Kronawitter und Richard Quaas (CSU) vom
11.9.2012

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 11.09.2012 führen Sie als Begründung aus:

„Technische Probleme bei neuen Münchner Trambahnfahrzeugen werden
von MVG-Chef Herbert König ausführlich öffentlich kommuniziert. Und das
ist auch gut so. Weitaus wortkarger ist die MVG-Spitze, wenn es um Pro-
bleme geht, die ausschließlich im eigenen Zuständigkeitsbereich und nicht
beim Lieferanten oder der Technischen Aufsichtsbehörde liegen.“

Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen An-
gelegenheiten, die in den operativen Geschäftsbereich der Münchner Ver-
kehrsgesellschaft mbH (MVG) fallen. Ihre Fragen können hiernach wie
folgt beantwortet werden:

Frage 1:

Wie gut ist die Ersatzteilversorgungssituation bei den drei Generationen
Münchner U-Bahnen (A-, B- und C-Züge) nach Einschätzung der MVG?

Antwort der MVG:

Die Ersatzteilversorgung der Münchner U-Bahnwagen ist für alle drei Fahr-
zeugserien gesichert, alle relevanten Teile sind bei der MVG eingelagert
und somit im Bedarfsfall unmittelbar verfügbar.

In der Ersatzteil-Beschaffungsstrategie gibt es naturgemäß Unterschiede
zwischen den einzelnen Bauserien. Obgleich bei den älteren Fahrzeugen
manche Teile bereits seit längerem nicht mehr erhältlich sind, ist dies in der
Regel weniger problematisch, da aufgrund der einfacheren Bauart alterna-
tive Anbieter gefunden bzw. diverse Teile selbst angefertigt werden kön-
nen. Bei neuen Fahrzeugen wird von der MVG bereits bei der Beschaffung
neuer Züge diesem Aspekt eine große Bedeutung beigemessen. So wer-
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den vom Hersteller langfristige Lieferzusagen für Ersatzteile eingefordert;
zudem wird ein größeres Ersatzteilpaket geordert und eingelagert.

Ein Restrisiko lässt sich naturgemäß nicht gänzlich ausschließen. Proble-
matisch wird es immer dann, wenn vom Hersteller zugesagte Lieferungen
nicht termingerecht erfolgen und eine Information darüber erst kurzfristig
erfolgt. Der MVG gelang es bislang jedoch immer, daraus resultierende
nennenswerte Fahrzeugstillstände zu vermeiden. Die langjährige
Zusammenarbeit mit anderen U-Bahnbetrieben hat sich gerade bei diesen
Themen schon des Öfteren bewährt.

Frage 2:

Wie viele A-, B- und C-Triebzüge sind derzeit wegen Ersatzteilmangel nicht
einsatzfähig?

Antwort der MVG:

Aufgrund von Ersatzteilmangel steht kein einziger Zug.

Frage 3:

Wie viele A- , B- und C-Triebzüge werden derzeit als Ersatzteilspender vor-
gehalten?

Antwort der MVG:

Kein einziger Zug.

Frage 4:

Wie wirkt sich bei dem zunehmenden Elektronikanteil moderner Züge die
vergleichsweise hohe Innovationsgeschwindigkeit bei diesen Komponen-
ten auf die langfristige Ersatzteilverfügbarkeit aus?

Antwort der MVG:

Es ist in der Tat zutreffend, dass der zunehmende Elektronikanteil in mo-
dernen Zügen ein Risiko für den langfristigen Erhalt der Verfügbarkeit dar-
stellt. Insbesondere stellt der große Unterschied zwischen der rund 40jäh-
rigen Lebensdauer von U-Bahnzügen und den kurzen Innovationszeiten,
insbesondere bei der Kommunikationstechnologie, einen schwierigen Kon-
flikt dar. Auch hat die Bahntechnik aufgrund ihres geringen Lieferanteils
keine Bedeutung für den globalen Halbleitermarkt und erschwerend
kommt hinzu, dass Halbleiter nur begrenzt lagerfähig sind, da sie auch im
nichteingebauten Zustand nach einer bestimmten Zeit defekt werden.
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Dies stellt sowohl für die Hersteller als auch Betreiber von Bahnsystemen
eine große Herausforderung dar, wobei letztere neben der Verfügbarkeit
auch besonders auf die Kosten achten müssen.

Lösungsansätze für die Thematik müssen daher in enger Zusammenarbeit
zwischen Hersteller und Betreiber erarbeitet werden. Die Industrie ist hier
gefordert, muss diesem Thema höchste Aufmerksamkeit widmen und es
beim Entwurf neuer Fahrzeuge entsprechend berücksichtigen. Insbeson-
dere müssen die Konstruktionen modular aufgebaut und mit klar definier-
ten Schnittstellen versehen werden, damit zu einem späteren Zeitpunkt
funktionskompatible Bauteile oder Baugruppen entwickelt und eingesetzt
werden können. Neben den elektronischen Bauteilen ist dabei auch das
Thema der verwendeten Software und deren spätere Überarbeitung zu
beachten.

Frage 5:

Welche Konsequenzen zieht hieraus die SWM/MVG bei der anstehenden
Beschaffung der nächsten Generation an C-Zügen?

Antwort der MVG:

Wie unter Frage 1 bereits erwähnt, fordert die MVG im Zuge der Beschaf-
fung neuer Fahrzeuge möglichst lange Lieferzeiten für Ersatzteile. Für die
neuen C2-Züge wurde des Weiteren in der Ausschreibung von den Anbie-
tern der Nachweis eines Obsoleszenz-Managements eingefordert. Darin
muss die Firma nachweisen, wie sie die Thematik der Abkündigung und
der begrenzten Verfügbarkeit elektronischer Komponenten in den Griff be-
kommen will und welche Prozesse im Falle einer eingetretenen Nichtver-
fügbarkeit elektronischer Bauteile angestoßen und durchgeführt werden.

Dies kombiniert mit einem rechtzeitigen und umfangreichen Einkauf von
Ersatzteilen wird die MVG in die Lage versetzen, auftretende Störungen
schnellstmöglich zu beheben.

Frage 6:

Gibt es auf diesem Gebiet Kontakte zu Automobilherstellern, die sich die-
sem Problem schon länger ausgesetzt sehen?

Antwort der MVG:

Der MVG sind derartige Kontakte nicht bekannt.
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Frage 7:

Gibt es hier entsprechende Aktivitäten innerhalb des VDVs (Verband Deut-
scher Verkehrsunternehmen)?

Antwort der MVG:

Das Thema Obsoleszenz wird seit Jahren sowohl im nationalen Kreis
(VDV) als auch auf internationaler Ebene (UITP, Internationale Vereinigung
der Verkehrsunternehmen) behandelt und verfolgt. Dabei wird auch Wert
auf eine intensive Zusammenarbeit mit der Bahnindustrie gelegt. Gerade
auf internationaler Ebene gibt es hierzu Ausschüsse, die sich intensiv die-
sem Thema widmen.

Ich hoffe, dass Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantwortet werden
konnten.
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Nach einer Woche Zahlungsverzug Mahnungen mit Mahngebühr

und Creditreform?

Anfrage Stadtrat Marian Offman (CSU) vom 2.10.2012

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 02.10.2012 führen Sie als Begründung aus:

„Nach Mitteilung von Stadtwerke-Kunden erhalten diese bei einem Zah-
lungsverzug von nur einer Woche Mahnungen mit einer Mahngebühr von
jeweils 5 Euro. Diese Mahnungen ergehen nicht durch die Stadtwerke
selbst, sondern werden von dem Inkasso- und Auskunftsunternehmen
Creditreform versandt mit Berechnung der Mahngebühren.
Diese betragen unabhängig von der geforderten Summe 5 Euro. In einem
vorliegenden Fall beträgt die monatliche Vorauszahlung für Strom 30 Euro.
Diese wurde eine Woche verspätet bei den Werken einbezahlt und genau
am 7. Tage nach Entstehen der Forderung erhielt der Kunde von der Credit-
reform die Mahnung für 30 Euro Vorauszahlung zuzüglich Mahnkosten
Creditreform 5 Euro. Dieses ist kein Einzelfall. Verhängnisvoll für Stadtwer-
ke-Kunden, welche Lohnzahlungen und Sozialleistungen erst mehrere Tage
nach der Fälligkeit für beispielsweise die Stromvorauszahlungen erhalten.
Auf Anfrage wurde übrigens von einem Mitarbeiter der Werke einem Kun-
den mitgeteilt, dass die Einschaltung eines Inkassounternehmens gesetz-
lich vorgeschrieben sei.“

Die von Ihnen in diesem Zusammenhang gestellten Fragen betreffen
Angelegenheiten, die in den operativen Geschäftsbereich der Stadtwerke
München GmbH (SWM) fallen. Auf Basis einer Stellungnahme der SWM
können Ihre Fragen wie folgt beantwortet werden:

Vorbemerkung der SWM:

Bereits vor ca. einem Jahr hatten die SWM zu den nunmehr in der vorlie-
genden Stadtratsanfrage aufgeworfenen Fragen eine Presseerklärung ver-
öffentlicht, die weiterhin Gültigkeit hat und deshalb nachfolgend im Wort-
laut wiedergegeben wird:
„Kosten bleiben in bisheriger Höhe
Mahnungen bei SWM Privatkunden künftig durch Creditreform München

Eine gerichtliche Auseinandersetzung über die Höhe der zulässigen Mahn-
kosten bei Privatkunden zwischen den SWM und einem Verbraucher-



Rathaus Umschau
Seite 12

schutzverband wurde kürzlich in zweiter Instanz vom Oberlandesgericht
(OLG) München entschieden:

Die SWM dürfen säumige Zahler nur mit rund einem Viertel der ihnen ent-
stehenden Kosten belasten. Die restliche Summe ist somit von den ver-
tragstreuen Kunden zu tragen. Das Landgericht München hatte in erster
Instanz noch die von den SWM nachgewiesenen tatsächlichen Kosten in
Höhe von 5 Euro für zulässig gehalten.

Um diese Ungerechtigkeit zu Lasten ihrer vertragstreuen Kunden – und
das sind über 95 Prozent – zu vermeiden, werden die SWM künftig Credit-
reform München, ein renommiertes Münchner Inkassounternehmen, mit
dem Mahnwesen bei Privatkunden beauftragen. In Verhandlungen mit
Creditreform konnten die SWM erreichen, dass sich dadurch die Kosten
für die säumigen Zahler nicht erhöhen, sondern wie bisher 5 Euro je Mah-
nung betragen werden. Bei der Auswahl des Inkassopartners war für die
SWM insbesondere ausschlaggebend, dass Creditreform München als
Mitglied des Bundesverbandes Deutscher Inkasso-Unternehmen (BDIU)
einen fairen Umgang mit den säumigen Kunden der SWM gewährleistet.“

Frage 1:

Ist es richtig, dass bereits nach einer Woche Zahlungsverzug Stadtwerke-
Kunden mit einer Mahngebühr von jeweils 5 Euro angemahnt werden?

Antwort der SWM:

Es ist darauf hinzuweisen, dass der Rechnungsbetrag aufgrund der fest-
gesetzten Fälligkeit nach Ablauf der jeweiligen Zahlungsfrist bereits zur
Zahlung fällig ist. Wie in der Vorbemerkung dargestellt, soll auch für die
säumigen Kunden das Kostenminimierungsgebot gelten; trotzdem sollen
auch die vertragstreuen Kunden der SWM nicht mit den von säumigen
Zahlern verursachten Mehrkosten belastet werden. Dies wird mit dem
jetzigen Verfahren erreicht.

Frage 2:

Warum werden die Mahnungen von einem Inkassounternehmen durchge-
führt und dieses erhebt die Mahngebühren? Ist dieses rechtlich zwingend
und wenn nein, auf welcher rechtlichen Basis erfolgte Einschaltung des
Inkassounternehmens?

Antwort der SWM:

Hierzu darf auf die Ausführungen in der Vorbemerkung verwiesen werden.
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Frage 3:

Besteht die Möglichkeit, den Zahlungsrhythmus von Vorauszahlungen ana-
log dem Erhalt von Gehältern oder Sozialleistungen bei den Stadtwerken
zu ändern?

Antwort der SWM:

Einheitliche Zahlungstermine dienen auch der Kostenminimierung im Inter-
esse der Kunden. Zahlungstermine sind im Voraus bekannt, so dass von
den Kunden entsprechend disponiert werden kann.

Frage 4:

Ist sichergestellt, dass seitens des Inkassounternehmens keine SCHUFA-
Einträge veranlasst werden?

Antwort der SWM:

Es werden keine Informationen an die Schufa weitergegeben.

Frage 5:

Wer trägt die Kosten für die Einschaltung des Inkassounternehmens?

Antwort der SWM:

Es handelt sich hierbei um sog. Verzugskosten, deren Tragung entspre-
chend der gesetzlichen Regelung dem Schuldner von Zahlungsansprüchen
zugewiesen ist.

Frage 6:

Kann bei Mahnungen angesichts von nur 7 Tagen Zahlungsverzug mit Er-
hebung von Mahngebühren und Einschaltung eines Inkassounternehmens
von einem seriösen Geschäftsgebaren gesprochen werden?

Antwort der SWM:

Die Obliegenheit zur Begleichung von fälligen Zahlungsansprüchen dürfte
unstrittig sein. Dieser Grundsatz gilt nicht nur bei Energielieferungsverträ-
gen, sondern auch bei allen anderen auf entgeltlichen Austausch von Lei-
stungen gerichteten Rechtsverhältnissen und liegt im Interesse aller ver-
tragstreuen und pünktlich zahlenden Kunden. Im anderen Fall würden die-
se Kunden mit den Kosten der säumigen Kunden belastet werden.

Ich hoffe, dass Ihre Fragen hiermit beantwortet werden konnten.
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Mehr Transparenz und Gründlichkeit: für ein Moratorium bei der Vergabe von weite-
ren Gutachten im Rahmen des Integrierten Handlungsprogramms Klimaschutz Mün-
chen (IHKM)

Der Stadtrat möge beschließen:

- Es werden bis auf weiteres keine neuen Gutachten im Rahmen des IHKM-Projektes der
LHM vergeben (Gutachten-Moratorium).

- Dieses Moratorium wird genutzt, um dem Stadtrat eine gut aufbereitete und aussage-
kräftige Übersicht über alle der Stadt � insbesondere dem Planungsreferat und dem RGU
� bereits oder in Kürze vorliegenden, thematisch verwertbaren Gutachten und Studien
präsentiert wird, der insbesondere zu entnehmen ist, wo es noch echten Gutachtenbedarf
gibt.

- Es ist auch darzustellen, inwiefern die Stadt München durch die Mitgliedschaft und
Mitarbeit in überregionalen Gremien, wie z. B. den Fachausschüssen des Deutschen
Städtetages, den Eurocities, von dem dort verfügbaren Wissen zum Thema Klimawandel
und Klimaschutz profitieren könnte und das �Rad nicht wieder neu erfinden� muss.

Begründung:
Die Behandlung des CSU-Antrags /1/ �Klimawandel und Hitzeinseln� am 7.11.2012 im Pla-
nungsausschuss zeigte, dass es eine Reihe von klimapolitischen Gutachtenprojekte bei
der LHM gibt, die schon seit Jahren �laufen� und deren Ergebnisse im Laufe des nächsten
Halbjahres vorliegen werden. Dennoch gibt es klare Bestrebungen des Planungsreferats
und des RGU, sich schon jetzt bevollmächtigen zu lassen, weitere Gutachten im Gesamt-
wert von über 700.000 Euros in Auftrag zu geben.

Dies ist verfrüht. Zudem fehlt in den Beschlussvorlagen ein schlüssiger Beleg, inwiefern
die bereits vorliegenden oder beauftragten Gutachten Einfluss in die Referatspraxis
gefunden haben. Ebenso gehören Hinweise zu verwertbaren Gutachten anderer Akteure
zu den Ausnahmen. 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat Dr. Georg Kronawitter

ANTRAG
15.11.12



Rühmlich kann hier das RGU erwähnt werden, das zur Behandlung eines SPD-Antrags /2/
auf zwei bereits vorliegende Gutachten zurückgriff, das sogenannte dena-Gutachten und
eine gemeinsame Untersuchung der städt. Wohnbaugesellschaften. Das ist gelebte
Synergie und spart Steuergelder in beträchtlichem Umfang.

Nur beispielhaft seien zwei andere Untersuchungen genannt, die noch auf eine konkrete
Einbindung in die Stadtpolitik warten:

� Das Geschenk der SIEMENS AG zum 850. Stadtgeburtstag, die Studie /3/
Sustainable Urban Infrastructure � Ausgabe  München

� Ergebnisse des 2012 abgeschlossenen interdisziplinären Forschungsprojekts
�Energiegerechte Stadtentwicklung � München Freiham/Neuaubing�

Quellen
/1/ Klimawandel und Hitzeinseln: - Konsequenzen für die Dichte der Münchner Kernstadt? 
Antrag Nr. 08-14 / A 03358 von Frau StRin Eva Maria Caim, Herrn StR Dr. Georg Kronawitter, Herrn StR Dr.
Reinhold Babor vom 29.05.2012

/2/ Optimierung der Energieeffizienz bei der Sanierung der städtischen Wohnungen Vorlagen-Nr.: 08-14 / V
10599

/3/ Sustainable Urban Infrastructure � Ausgabe  München � Wege in eine CO2-freie -Zukunft
 https://www.cee.siemens.com/web/at/de/corporate/portal/Nachhaltigkeit/Documents/munich_de.pdf

Dr. Georg Kronawitter, Stadtrat 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de
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Versorgungslücke im Rettungsdienst der LH München ab 2013?

Aus einem Artikel der Süddeutschen Zeitung vom 13. November 2012 geht hervor, dass die 
Arbeitsgemeinschaft der gesetzlichen Krankenversicherung ihre seit 1997 bestehende 
Vereinbarung mit den Münchner Werksfeuerwehren gekündigt hat.

Als  Begründung  führen  die  Kassen  ein  Vorhaben  des  bayerischen  Innenministeriums  an, 
welches sich zum Ziel setzt, den Rettungsdienst in ganz Bayern um 20 Prozent auszubauen.
Damit  sei  in  der  LH  München  „zukünftig  ein  Einsatzbedarf  der  in  Frage  stehenden 
Werksfeuerwehren nicht mehr erkennbar“.

Tatsache ist jedoch, dass die zentrale Leitstelle des Münchner Rettungszweckverbandes (Rotes 
Kreuz, Malteser und Johanniter) ca. 2000 mal pro Jahr aus zeitlichen Gründen (Eintreffen am 
Unfallort)  und aufgrund ausgeschöpfter  Kapazitäten auf  die Werksfeuerwehren zurückgreifen 
muss.

Pro Tag sind das also in etwa fünf bis sechs Einsätze der Werksrettungsdienste.

Daher fragen wir den Oberbürgermeister:

1. Wie viele Rettungseinsätze gibt es in der Landeshauptstadt München pro Jahr?

2. Um welche genaue Summen handelt es sich für die LH München bei dem Ausbau des 
Rettungsdienstes um zwanzig Prozent?

3. Ist  trotz  des  Wegfalls  der  Werksrettungsdienste  ab  2013  immer  noch  ein 
schnellstmögliches Eintreffen am Unfallort sichergestellt?

4. Würde dadurch eine Versorgungslücke zum Schaden der Patienten in Kauf genommen?

5. Wird durch den geplanten Ausbau des Rettungsdienstes in der LH München ein Wegfall 

FREIE WÄHLER im Stadtrat der Landeshauptstadt München
80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8 Büro: Zimmer 173
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der werksärztlichen Abteilungen in den vier großen Werksfeuerwehren (BMW-Werk im 
Norden  des  mittleren  Rings,  Kraus-Maffei  in  Allach-Untermenzing,  MAN-MTU  in 
Ludwigsfeld sowie die TU in Garching) riskiert ?

gez. gez.

Ursula Sabathil
ehrenamtliche Stadträtin

Johann Altmann
ehrenamtlicher Stadtrat

FREIE WÄHLER im Stadtrat der LH München ● Anschrift: 80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8



  
Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
15.11.2012

Islamische Speisevorschriften an Münchner Kindergärten?

Unter der Überschriftt „Kieler Kitas verbannen die Currywurst“ berichtet die
Internetseite des „Schleswig-Holsteinischen Zeitungsverlages“ (shz.de) über
Umstellungen des Verpflegungsangebotes an Kieler Kindergärten mit einem
nennenswerten Anteil an muslimischen Kindern. Selbst konfessionelle Kindergärten
gingen inzwischen dazu über, mit Rücksicht auf muslimische Kinder etwa auf
Schweinefleisch komplett zu verzichten: „Eine ordentliche Currywurst oder ein paar
knackige Wiener zum Mittag – darauf müssen immer mehr Kinder in städtischen Kitas
verzichten. Der Grund: In vielen Kindertageseinrichtungen gibt es Kinder aus
muslimischen Familien, und da nach islamischem Glauben Schweinefleisch als unrein
angesehen wird, ist der Genuß nicht ´halal´ (erlaubt) und somit verboten“, heißt es bei
shz.de (http://www.shz.de/nachrichten/top-thema/artikel/keine-currywurst-mehr-in-
kieler-kitas.html). - Es stellen sich Fragen nach der Situation und einschlägigen
Regelungen an Münchner Kindergärten.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Wie ist die Verpflegung muslimischer Kinder an Münchner bzw. bayerischen
Kindertagesstätten grundsätzlich geregelt, was die Berücksichtigung islamischer
Speisevorschriften angeht – welche generellen Vorschriften gibt es, bei der
Zusammensetzung des Speisenangebotes auf die Eßgewohnheiten von Kindern mit
muslimischem Hintergrund prinzipiell bzw. ab einem bestimmten Anteil an
muslimischen Kindern Rücksicht zu nehmen? Inwieweit liegt die Gestaltung des
Speisenplans im Ermessen der Kita-Leitungen?

2. Inwieweit wird an Münchner Kindergärten – etwa aus Gründen der Praktikabilität –
inzwischen grundsätzlich auf die Ausreichung von Schweinefleisch verzichtet?

Karl Richter
Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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